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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

anbei erhalten Sie den dialog Nr. 5 Oktober 2007. 

In dieser Ausgabe ist die Frage des Standortes Feuerbach und Rutesheim der Schwer-
punkt.

Ganz herzlich möchten wir als dialog-Redaktion die neuen Leser, unsere Auszubildenden, 
die im September mit der Ausbildung angefangen haben, begrüßen und ihnen alles Gute 
wünschen. Unser Nachwuchs ist auf dem Titelfoto bei der Begrüßung am ersten Tag abge-
bildet.

Ich hoffe, er gefällt Ihnen, für Ihre Meinung und Anregung ist die Redaktion sehr dankbar. 
Bitte mailen Sie mir Ihre Anregungen unter: Udo.Lutz@de.bosch.com.

Viel Spaß beim Lesen!

Mit freundlichen Grüßen 
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Editorial

Udo Lutz
dialog-Redaktion Herzlich willkommen!

Der Betriebsrat Feuerbach, sowie die Jugend- und Ausbildungs-
vertretung, begrüßen die neuen Auszubildenden hier am Standort 
Feuerbach.
Am 10.9.07 begannen im technisch-gewerblichen Bereich  
112 junge Leute ihre Ausbildung, sowie 35 im kaufmännischen 
Bereich. 
Am 1.10.07 beginnen noch 18 Organisationsassistentinnen und 
50 Studenten der Berufsakademie ihre Ausbildung, oder ihr Stu-
dium, in Feuerbach.                           
Erfreulich ist, dass alle genehmigten Ausbildungsplätze dieses 
Jahr belegt werden konnten.
Wir wünschen den neuen Boschlern viel Freude und Spaß in der 
Ausbildung und bei ihrem Studium.
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Alle Chancen nutzen!
Hartwig Geisel  |  Betriebsratsvorsitzender

Die Stimmung im FeP ist zur 
Zeit sehr schlecht. Die Vorge-
setzten haben die Aufgabe be-
kommen Mitarbeiter anzuspre-
chen, mit dem Ziel das FeP zu 
verlassen. Dieses Vorgehen 
zeigt Wirkung. Die Motivation 
ist angeschlagen.
Vor allem im hochqualifizierten 
Bereich ist der Aderlass, so 
groß, das ein Know How Verlust 
für das FeP befürchtet werden 
muss, so die Aussage einzelner 
Vertrauensleute.
Die Firma macht massiv Druck 
um Personal abzubauen.
Jeder 3. Arbeitsplatz soll gestri-
chen werden. Gleichzeitig sind 
die technischen Anforderungen 
an das FeP enorm gewachsen.
Bei der Common Rail Pumpe, 
der DMV oder dem Klauenpol 
wird alles geprüft, wie Kosten 
eingespart werden können.
Die UI  hat hohe Abrufzahlen 
durch VW und die VE- Pumpe 
ist stabil, beide befinden sich 
aber in einem Auslaufszenario.
Die Hauptfrage im FeP ist: Wel-
che Perspektiven hat dieses 
Werk?

Der Betriebsrat hat sich ein-
gehend mit dieser Frage be-
schäftigt und beschlossen, im 
Rahmen des Standortvertrages 
Gespräche mit der Standortlei-
tung über weitere Perspektiven 
für das FeP aufzunehmen.
Wir sind der Meinung, das Feu-
erbach ein sehr gutes Potenzial 
hat die Kostenprobleme bei der 
Common Rail, der DMV und 
dem Klauenpol anzugehen.
Die Fertigung der UI  zeigt deut-
lich, sehr gute Produktivitäts-
fortschritte, sind in Feuerbach 
möglich.
Gute Facharbeit und Mitgestal-
tung der Beschäftigten sind das 
Geheimnis des Erfolges.
Und dieser Erfolg lässt sich 
auch auf andere Fertigungen 
übertragen.

Mit der Ausweitung der Be-
triebsnutzungszeit auf 18 
Schichten in der CP4-Fertigung 
ist es uns gelungen, das FeP 
im internationalen Fertigungs-
verbund als Leitwerk gut zu po-
sitionieren. Das wird aber nicht 
ausreichen.

Wir müssen mit weiteren Stück-
zahlen die Beschäftigung stabi-
lisieren. Ohne eine Ausweitung 
der Betriebsnutzungszeit wer-
den wir in Feuerbach Industrie-
arbeitsplätze auf Dauer nicht 
halten können.

Mit dieser Kombination: eine 
motivierte Belegschaft und die 
Ausweitung der Betriebsnut-
zungszeit, kann es uns gelin-
gen weitere Chance, die sich 
auftun, zu ergreifen.
Für den Betriebsrat sind gute 
Arbeitsbedingungen und ein 
produktiver Standort kein Wi-
derspruch.
Es geht um unsere Arbeitsplät-
ze und die Zukunft unserer Kin-
der, darum muss hart gerungen 
werden. 
Mit einer solidarischen Beleg-
schaft wird uns dies gelingen.
Das FeP steht am Scheideweg 
wie 1992 bei der Auflösung des 
Lichtwerkes.
Jetzt gilt es, alle Chancen die 
sich auftun zu ergreifen, um 
dem FeP wieder eine Perspek-
tive zu geben.

Betriebsratsarbeit ist Teamarbeit mit enger Einbindung der Vertrauensleute und der Kolleginnen und Kollegen
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Im Juni erhielt der Betriebsrat 
Kenntnis, dass die Firma bei 
Kolleginnen und Kollegen, die 
länger erkrankt waren, das 
Urlaubsgeld nicht ausbezahlt 
hat. Diese Zurückbehaltung 
von Entgelt wurde durch un-
seren Betriebsrat sofort rekla-
miert. Der Auszahlungstermin 
ist in der Betriebsvereinba-
rung: „Fälligkeit der zusätzli-
chen Urlaubsvergütung“, vom 
15. Mai 1996 beginnend mit 
dem Auszahlungsjahr 1996 
abschließend  geregelt. Trotz 
dieser eindeutigen Regelung 
zahlte die Firma seit 1996 bei 
den betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen das Urlaubsgeld 
verspätet aus. Besonders är-
gerlich ist es, dass die Firma 
trotz Rückmeldung von Süd-
westmetall, das auch die Po-
sition des Betriebsrat bejah-

Die Geschichte der Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung ist eine 
Geschichte voller Missverständ-
nisse. So kam es im DS-Bereich 
in jüngerer Zeit dazu, dass von 
KollegInnen, die eintägig frei-
tags oder montags krank wa-
ren, pauschal eine Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung verlangt 
wurde. In Einzelfällen haben die 
Betroffenen daraufhin, da sie 
die Bescheinigung nicht mehr 
„fristgerecht“ hätten beibringen 
können, einen FS-Tag genom-
men und so auf die ihnen zuste-
hende  Lohnfortzahlung verzich-
tet. Eine solche Bescheinigung 
ist aber regelmäßig erst dann 
fällig, wenn die voraussichtliche 
Dauer der Erkrankung mehr als 
drei Kalendertage beträgt. Es 
gibt für Feuerbach keine mit 

dem Betriebsrat vereinbarte 
Regelung, derzufolge eine sol-
che vorzeitige Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung pauschal 
von allen erkrankten KollegIn-
nen gefordert werden darf.
Die Möglichkeit, auch bereits 
bei kürzerer Erkrankung eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung zu verlangen, besteht für 
den Arbeitgeber nur im zu be-
gründenden Einzelfall. Dabei ist 
ggf. die Mitbestimmungspflicht 
zu beachten.
Es ist auch befremdlich, dass 
bei dem niedrigen Kranken-
stand das Vertrauen in die Kol-
legInnen derart gering ist. Dabei 
braucht man sich nur ein wenig 
umzusehen, um festzustellen, 
dass viele Mitarbeiter sich eher 
noch krank ins Geschäft schlep-

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
pen, anstatt sich wenigstens 
1..2 Ruhetage zum Auskurieren 
zu gönnen. Bei ansteckenden 
Erkrankungen kann dieses Aus-
weichverhalten dem Unterneh-
men finanziell unterm Strich so-
gar mehr schaden, als nützen.

Quellen:
Arbeits- und Sozialordnung  - 
Entgeltfortzahlungsgesetz §5
Manteltarifvertrag für Beschäf-
tigte zum ERA-TV §12
Bosch Gesamtbetriebsverein-
barungen - Arbeitsordnung Nr. 
23
Gerichtsurteil?
siehe auch:
Bosch-Personalportal - Glossar
DS-PC/EIC und -EIE VA-04-01
Verschiedene Sekretariats-
handbücher

Urlaubsgeld bei längerer Erkrankung
Udo Lutz | Betriebsrat

te, noch bis zum 31. August 
brauchte, um das zurückge-
haltene Urlaubsgeld nachzu-
zahlen. Gerade langkranke 
Kolleginnen und Kollegen be-
nötigen meist dringend Geld, 
da das Krankengeld wesent-
lich weniger ist als der norma-
le Verdienst. Falls Mitarbeiter 
länger als neun Monate er-
krankt sind, kann der Urlaub 
für die über neun-monatige 
Krankheitszeit um 1/12 pro 
weiteren vollen Monat maximal 
auf 23 Urlaubstage gekürzt 
werden. Der Berechnungs-
zeitraum ist das Kalenderjahr. 
Mit dem Urlaub wird in diesem 
Fall auch das zusätzliche Ur-
laubsgeld im Verhältnis ge-
kürzt und kann bei der Entgel-
tabrechnung wieder vom Ge-
halt abgezogen werden. Eine 
vorsorgliche Rückhaltung des 

zusätzlichen Urlaubsgeldes 
ist nicht statthaft. Der Vorfall 
zeigt wieder einmal, wie wich-
tig es ist, dass Kolleginnen 
und Kollegen zum Betriebsrat 
kommen, wenn etwas nicht 
nachvollziehbar ist.
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Die Verhandlungen zwischen 
Betriebsrat und Standortleitung/
Werkleitung zum 18-Schichtmo-
dell kommen schwierig voran. 
Ein Ergebnis wurde noch nicht 
erzielt. Von der Vertrauenskör-
perleitung nimmt Kollege Srecko 
Gligorevic aus der Werkstatt 
011210 (CP4 Zylinderkopfferti-
gung) regelmäßig teil.
Für die Verhandlungsgruppe des 
Betriebsrats zeichnet sich folgen-
de Lösung ab:

1.       Es wird das kurzzyklische 
Modell gefahren: 4-Wochen-
Rhythmus, dabei eine Woche 
mit sechs Nachtschichten 
und 3 Wochen mit je 4 Tagen 
Arbeitszeit). Für dieses Mo-
dell haben sich Kolleginnen 
und Kollegen der Werkstätten 
011420 und 011210 mehrheit-
lich entschieden.

2. Nach einer Erprobungszeit 
von 3 Monaten entscheiden 
Standortleitung und Betriebs-
rat, ob dieses Modell oder 
das Blockschichtmodell wei-
ter gefahren wird.

3. Ein Team von TEF6, Be-
triebsrat, Werkarzt, Meister 
und Vertrauensleuten beglei-
tet die Einführungsphase und 

ERA: Neue Regel zum Abgruppierungsschutz

trifft sich mindestens einmal 
im Monat, um Schwierigkei-
ten zu beheben und Verbes-
serungen zu prüfen.

4. Die Kolleginnen und Kollegen 
arbeiten auf der Basis der 
35-Stundenwoche. Gegenü-
ber heute verringert sich das 
monatliche Entgelt nicht, son-
dern steigt etwas an wegen 
des regelmäßigen Sonntags-
zuschlags.

5. Damit die Soll-Arbeitszeit er-
reicht wird, sind im Jahr sechs 
Zusatzschichten erforderlich. 

6. Schicht- und Sonntags-/Fei-
ertagszuschläge werden wie 
bisher bezahlt. 

7. Für jede Mehrar-
beitsstunde über der 
Sollarbeitszeit wird 
Überzeitzuschlag 
bezahlt.

8. Der Anspruch auf 
Jahresurlaub beträgt 
28 Tage. Bei Urlaub/ 
Krankheit/Feiertag 
wird nach dem Aus-
fallprinzip bezahlt, 
das heißt dass 
sich die bezahlten 
Stunden nach dem 
e n t s p r e c h e n d e n 
Arbeitstag richten 

(Frühschicht, Spätschicht, 
Nachtschicht). Für den Er-
werb von Nachtschichturlaub 
gilt die bisherige Regelung.

9. Die Firma hat Sorge zu tra-
gen, dass für die 18 Schich-
ten entsprechendes Arbeits-
volumen vorhanden ist. Wenn 
nicht, fällt dies unter das Be-
triebsrisiko.

10. Es ist gemeinsame Aufgabe 
von Betriebsrat und Werklei-
tung, auch in Zukunft Arbeits-
plätze für Kolleginnen und 
Kollegen im 2-Schichtbetrieb 
zur Verfügung zu stellen.

18-Schichten mit 4 Gruppen: 
Aktueller Verhandlungsstand

Kollegen am Montageband CP4 in W011420. 
Hohe Anforderungen an Stückzahl und Qualität 
erfordern volles Engagement. Rechts neben dem 
Meister Oliver Schäfer sehen wir den Kollegen 
Ercan Savun.

Im alten Tarifsystem vor dem 
01.07.2007 gab es eine unter-
schiedliche Praxis bei Abgrup-
pierungen: Bei Angestellten 
wurde fast nie abgruppiert, bei 
Fachangestellten (Facharbeitern 
mit Fachangestellten-Status) nur 
sehr selten und öfter im Ange-
lerntenbereich.

Zwischen Gesamtbetriebsrat und  
der Zentrale wurde nach hefti-
gen Auseinandersetzungen und 

Standort-Diskussionen jetzt ein 
Verfahren gefunden, das von der 
Geschäftsführung noch geneh-
migt werden muss:
1.       Diese Regelung gilt für alle 

Beschäftigte von EG1 bis EG 
17.

2.   Für die Dauer von 64 Mona-
ten gibt es nach Antragstel-
lung auf Abgruppierung keine 
Abgruppierung.

3.    In einem Rhythmus von 18 
Monaten beraten Betriebsrat 

und Standortleitung, wie mit 
Qualifizierungsmaßnahmen 
ein höherwertiger Arbeitsplatz 
besetzt und eine Abgruppie-
rung verhindert werden kann.

4.     Für Kolleginnen und Kolle-
gen, die am 30.06.2007 Fach-
arbeiterstatus hatten, gilt die 
Fachangestelltenregelung als 
Besitzstand weiter.

5.    Damit würde die Alterssiche-
rung schon ab dem 49. Le-
bensjahr gelten.
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Im März wurde Frank Köppel als 
Nachfolger von Hartwig Geisel 
zum neuen Vorsitzenden der 
Vertrauenskörperleitung (VKL) 
gewählt. Ein halbes Jahr ist er 
jetzt im Amt. Zeit für den dialog, 
einmal nachzufragen.

dialog: Hallo Frank, zu Beginn für 
unsere Leser vielleicht ein paar 
Fakten zu deiner Person und dei-
nen Interessen?

Frank Köppel: Ich bin 31 Jah-
re und seit 1992 bei Bosch. Ich 
begann damals eine Ausbildung 
zum Industriemechaniker und 
habe mich als Jugendvertreter 
(AdR.: Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung, kurz JAV) en-
gagiert. Nach meiner Ausbildung 
war ich in verschiedenen Berei-
chen in der Produktion tätig, zu-
letzt im FeP/COS. Seit 1998 bin 
ich im Betriebsrat tätig. Für uns 
Auszubildende war klar dass wir 
zu Beginn der Ausbildung in die 
IG Metall eintreten. Dort bin ich 
auch heute noch aktiv tätig.
Privat fahre ich gern Motorrad und 
lese viel. Meine Vorlieben liegen 
in der Belletristik, hier insbeson-
dere Autoren wie George Orwell.

dialog: Du hast federführend bei 
Verhandlungen der Bosch- und 
Standort-Niveaubeispiele und der 
Reklamationen an der Einführung 
von ERA bei Bosch in Feuerbach 
mitgewirkt. Worauf bist du beson-
ders stolz, was lief nach deiner 
Meinung nicht so gut?

Frank Köppel: Man kann sagen, 
dass ein absoluter Erfolg darin 
besteht, dass wir in Summe über 
300 Niveaubeispiele haben, um 
Arbeitsplätze vernünftig zuordnen 
zu können. Bei der Einführung ist 
das vielleicht noch gar nicht so 
aufgefallen, aber langfristig kön-
nen wir mit diesem Instrument 
erfolgreichere Entgeltpolitik ma-
chen, weil es ein hohes Maß an 

Transparenz und Vergleichbarkeit 
schafft.
Bei den Reklamationen hatten wir 
einen klar definierten Prozess. Hin 
und wieder hätte ich mir ein Stück 
mehr Selbstvertrauen gewünscht. 
Einige kamen mit nachvollzieh-
barem Reklamationsanliegen zu 
uns in die Beratung, wollten den 
Schritt dann aber letzten Endes 
nicht tun. Mit ERA haben wir ei-
nen Kulturwandel eingeleitet hin 
zu Transparenz, Selbstbewusst-
sein und Vergleichbarkeit. Aber 
er ist in den verschiedenen Berei-
chen noch unterschiedlich stark 
angekommen.

dialog: Nun bist du ja schon seit 
einigen Monaten zum VKL-Vorsit-
zenden gewählt. Welche Schwer-
punkte setzt du hier?

Frank Köppel: Das große Ziel ist 
die Arbeit in den Bereichen und 
somit vor Ort auszubauen um nä-
her an den Problemen der Kolle-
ginnen und Kollegen zu sein. Das 
heißt: Vertrauensleute stärken, 
Bereichsleitungen stärken! Auch 
ein zentraler Punkt: Die Gewerk-
schaft im Betrieb stärker zu ver-
netzen.
Wir müssen die Mitarbeiter über-
zeugen, dass eine gute Interes-
senvertretung nur mit starken 

Partnern möglich ist: Einem star-
ken Betriebsrat, starken Vertrau-
ensleuten und einer starken Ge-
werkschaft.

dialog: Als Betriebsrat hast du 
schon seit längerem die Betreu-
ung des DS-Bereiches übernom-
men. Dass die „Nachwehen“ der 
ERA-Einführung nun allmählich 
abklingen, merkt man an deiner 
zunehmenden Präsenz auch in 
diesem Bereich. Welche Aufga-
ben siehst du hier in nächster 
Zeit?

Frank Köppel: Im Kern geht es 
aus meiner Sicht um zwei Punkte:
• Unter Einbeziehung aller DS-

Betriebsräte die Arbeit in den 
DS-Bereichen intensivieren

• Die Bereichsleitungsarbeit an 
die neuen Strukturen in DS an-
passen und breiter aufstellen

Das Ziel dabei ist ein intensiverer 
Austausch mit den Betroffenen, 
die bessere Integration der Ver-
trauensleute z.B. durch die Ein-
bindung in Entscheidungen.

dialog: Wie also geht es konkret 
mit der DS-Bereichsleitung wei-
ter, und welche Themen siehst du 
auf sie zu kommen?

Der neue VKL-Vorsitzende

Fortsetzung auf Seite 7
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Frank Köppel: Neu wird sein, dass 
wir mehrere Bereichsleitungen in 
DS aufbauen wollen.
Die Hauptaufgabe wird die kon-
krete Arbeit der Vertrauensleute 
in den unterschiedlichen DS-Be-
reichen sein. Themen können so 
zielgerichtet aufgegriffen und ge-
meinsam angegangen werden.
Dies bedeutet, dass die Arbeit der 
Vertrauensleute aufgewertet wird. 
Hierzu brauchen wir kompetente 
und qualifizierte VL und müssen 
für die Wahrnehmung entspre-
chender Schulungsangebote 
werben.

Wir wollen jetzt in die Diskussion 
über die Ausrichtung der zukünfti-
gen VL-Arbeit einsteigen.
Die ERA-Einführung hat gezeigt, 
wie wichtig aktive Vertrauensleute 
sind. Viele Infos wären ohne sie in 
den Abteilungen bei den Mitarbei-
tern nicht angekommen.
Deshalb möchte ich die Gelegen-
heit auch für einen Appell an die 
Kolleginnen und Kollegen nut-
zen:
• Stellt Kandidaten für die Be-

reichsleitungen und unterstützt 
sie.

• Beteiligt euch an den Wahlen.
• Dort, wo es noch keine VL gibt: 

Geht das Thema an.

dialog: Da hast du dir ja einiges 
vorgenommen. Wir vom dialog 
bleiben am Ball und werden in der 
nächsten Ausgabe berichten, wie 
sich das Ganze entwickelt hat. 
Bis dahin wünschen wir dir und 
den künftigen DS-Bereichsleitun-
gen schon jetzt viel Erfolg. Vielen 
Dank für dieses Interview.

Das Interview führte Michael  
Teuber.

Fortsetzung von Seite 6

Im Feuerbacher Werk hat ein 
Unternehmensberater im Auf-
trag der Werkleitung die Füh-
rungskräfte geschult, wie sie 
ihre Mitarbeiter ansprechen 
sollen, damit diese den Stand-
ort Feuerbach verlassen. Ernst-
haft sollten die Gespräche sein, 
es solle Schluss mit lustig sein, 
konsequent soll darauf hinge-
arbeitet werden, den Standort 
Feuerbach zu verlassen. Kolle-
gen berichteten beim Betriebs-
rat, sie wären angesprochen 
worden: Sie sind im Focus. Sie 
sind zu viel. Wie haben Sie sich 
entschieden? Gehen Sie, sonst 
werden Sie gekündigt.
Der Feuerbacher Betriebsrat 
hat diese Vorgänge beim Per-
sonalbüro reklamiert. Klar ist, 
dass es bis 2011 keine be-
triebsbedingten Kündigungen 
gibt. Und klar ist, dass keiner 
gezwungen werden darf, nach 
Sozialplan das Arbeitsverhält-
nis zu beenden.
Aber die Standortleitung und 
die Geschäftsführung von 
Bosch drängen darauf, dass im 
FeP schon 2007 trotz zur Zeit 

noch guter Beschäftigung 250 
Kolleginnen und Kollegen aus-
scheiden, entweder mit Alter-
teilzeit oder mit Vorruhestands-
regelung oder durch Standort-
wechsel oder mit Abfindung 
nach Sozialplan. Die Bereiche 
wurden aufgefordert, für 2007 
Zielzahlen für den Personalab-
bau zu nennen. Der Druck wird 
weiter zunehmen. 
Wichtig ist der Schutz durch die 
Gewerkschaft: Wenn die Situa-
tion eskaliert, ist es immer gut, 
Rechtsbeistand durch die quali-
fizierten Rechtsanwälte der Ge-
werkschaft zu erhalten.
Wir wissen, dass die Schärfe 
bei den Gesprächen zugenom-
men hat. Deshalb empfehlen 
wir ganz dringend: Wenn es um 
die Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen geht, bitte zu jedem 
Gespräch auf dem Personal-
büro einen Betriebsrat mitneh-
men. Und jeder hat auch das 
Recht, wenn es um das Aus-
scheiden nach Sozialplan geht, 
schon beim Vorgesetzten zu 
verlangen, dass ein Betriebsrat 
teilnimmt.

Sozialplan: 
Zu jedem Gespräch einen Betriebsrat mitnehmen!

Roland Saur | stellvertretender Betriebsratsvorsitzender

27 Kolleginnen und Kollegen 
haben bei Redaktionsschluss 
das Angebot angenommen, zu 
Bosch Rexroth in Horb zu wech-
seln und dort einen unbefriste-
ten Arbeitsvertrag zu erhalten. 
Die Beschäftigungsjahre von 
Bosch Feuerbach werden dabei 
mitgezählt. Die Kolleginnen und 
Kollegen arbeiten dort als Fach-
arbeiter in einem 18-Schicht-
system mit drei Schichten und 
vier Schichtgruppen. Bezahlt 
werden sie wie in Feuerbach 
nach dem ERA-Tarifvertrag Ba-

Bosch-Rexroth: Arbeitsplätze mit Zukunft
den-Württemberg überwiegend 
in der Entgeltgruppe 8 oder 
9.  Die ersten Rückmeldungen 
sind ermutigend. Der Horber 
Betriebsrat freut sich über die 
gut qualifizierten Kollegen und 
diese sind froh, Arbeitsplätze 
mit Zukunft gefunden zu ha-
ben. Die Aufträge bei Bosch 
Rexroth sind so groß, dass sie 
mit den Lieferungen im Verzug 
sind und noch weitere Fach-
arbeiter benötigen. Auch sind 
größere Investitionen geplant 
für den Ausbau der Fertigung.
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Die Mitarbeiterbefragung 2007 ist 
in Feuerbach bis auf den CI-Be-
reich abgeschlossen, die Bearbei-
tung der Ergebnisse in Form von 
Workshops und Besprechungen 
ist im Gang. 
Klar und nicht anders zu erwar-
ten ist: die Zufriedenheit der Mit-
arbeiterInnen ist schlechter als 
vor 2 bzw. 3 Jahren – kein Wun-
der bei verbreitetem Stellenab-
bau sowohl in der Fertigung wie 
in der Entwicklung. Massiv hat 

Udo Lutz | Betriebsrat

Ende 2009 läuft die zur Zeit be-
stehende Altersteilzeitregelung 
aus. Letztes Jahr gab es eine auf 
31.12. 2006 befristete Sonderak-
tion für die Jahrgänge 1952 und 
1953 mit einem Renteneintritt 
bei Vollendung des 62. Lebens-
jahres. Für uns bedeutet dies, 
dass Kolleginnen und Kollegen, 
sofern sie keinen Sonderzugang 
zur Rente haben (z.B. Schwerbe-
hinderung 50% mit Erfüllung 35 
Versicherungsjahre sowie Stich-
tag), nur noch bis einschließlich 
Geburtsjahrgang 1951 in ATZ 
gehen können. Überall wird der 
Betriebsrat gefragt: wie geht es 
weiter? Gibt es eine Regelung für 
die Geburtsjahrgänge ab 1952? 

Sachstand ist, dass es Ge-
sprächsrunden zu diesem The-
ma auf verschiedenen Ebenen 
gibt. Bis zum Sommer tagte 4 
mal  in Berlin eine Arbeitsgruppe 
mit dem Titel „Flexibler Übergang 
in die Rente“, geleitet von dem 
SPD-Bundestagsabgeordneten 

Klaus Brandner. K. Brandner ist 
Sprecher der „Arbeitsgruppe Ar-
beit und Soziales des Deutschen 
Bundestags“. Alle Teilnehmer von 
BDA bis DGB unterstrichen die 
Wichtigkeit von flexiblen Über-
gängen aus dem Arbeitsleben. 
Ein Ergebnis war die Zusage von 
Arbeitsminister Franz Müntefe-
ring, dass die Aufstockungsleis-
tung des Arbeitgebers auf den 
Verdienst in der ATZ auch nach 
2009 steuer- und sozialversiche-
rungsfrei bleiben soll. Beim Zu-
schuss der Bundesanstalt für Ar-
beit im Fall der Wiederbesetzung 
der freiwerdenden Stelle konnte 
keine Zusage über 2009 erreicht 
werden. Aber es könnte sich 
unter dem Begriff der Beschäfti-
gungsbrücke auch hier etwas po-
sitiv bewegen. 

Da die Tarifverträge zur ATZ mit 
dem Auslauf der Förderfähig-
keit nach Altersteilzeitgesetz 
(31.12.2009 wenn das Gesetz 
nicht verlängert wird) enden, wird 

Altersteilzeit - wie geht es weiter?

die IG Metall 2008 Verhandlun-
gen über einen neuen Tarifver-
trag aufnehmen. Die Arbeitsgrup-
pe 8 des Gesamtbetriebsrats 
befasst sich schon seit längerer 
Zeit mit der Weiterführung der 
ATZ nach 2009. Die Firma hat vor 
der Sommerpause eine Variante 
einer möglichen neuen ATZ auf 
den Tisch gelegt. Bei dieser Va-
riante soll der Mitarbeiter fast die 
gesamten Kosten der ATZ selber 
tragen. Verhandlungsziel von uns 
ist, eine neue ATZ mit einer Kos-
tenverteilung wie bei der jetzigen 
ATZ zu gestalten. Parallel dazu 
versuchen wir als Betriebsrat 
eine Teilnahme an der ATZ für die 
Jahrgänge 1952 und 1953 durch 
Verlängerung der Laufzeit zu er-
möglichen. Sie sehen, auf allen 
Ebenen gibt es eine gewisse Be-
wegung. Aber leider gibt es noch 
kein Ergebnis. Wir werden Sie 
aber in jedem Dialog über den 
Fortgang der Verhandlungen in-
formieren. Für Rückfragen stehe 
ich Ihnen gerne zur Verfügung.

MA-Befragung 2007: Gemischte Gefühle in jeder Hinsicht
sich diese Verschlechterung 
im FeP gezeigt. 

Wir als BER möchten uns mit einer 
Bewertung der Ergebnisse vorerst 
noch zurückhalten und zunächst 
der Standortleitung Gelegenheit 
lassen, sie zu erläutern. Unzufrie-
denheit gibt es jedoch in folgender 
Hinsicht: 
Besprechungen in Abteilungen 
und Gruppen laufen schon an. 
Dort wo, wie 2005, Ergebnisdis-

kussionen  von externen Stellen 
oder CIP moderiert werden, ist das 
o.k. Nicht in Ordnung ist es, wenn 
nur einzelne MA zu diesen Diskus-
sionen eingeladen werden anstatt 
der ganzen Gruppe (so geschehen 
bei DS), erst Recht, wenn die Mit-
arbeiter zuvor mit E-Mails nach-
drücklich zur Beteiligung angehal-
ten wurden, um eine vorbildliche 
Teilnahmequote zu erzielen. Die 

Fortsetzung auf Seite 9
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Michael Teuber | Betriebsrat

Seit diesem Jahr macht ein neues 
Kürzel bei DS die Runde: POG. 
Das hat nichts mit Pogo zu tun, 
sondern dahinter verbirgt sich 
das Wortungetüm „Personalo-
bergrenze“. Bei DS ist damit eine 
Höchstanzahl von Mitarbeitern 
gemeint, die unterhalb des derzei-
tigen Bestands liegt. Am besten 
noch weniger (Hat eigentlich auch 
jemand an eine PUG gedacht?). 
Im Klartext bedeutet dies also: 
Personalabbau. Aber POG klingt 
halt harmloser.

Auf Leitungsebene ist dieses The-
ma nach wie vor hochaktuell: „Wir 
haben die POG noch nicht er-
reicht.“
Die POG ist bis auf Abteilungs- und 
sogar Gruppenebene herunterge-
brochen. Da wundert man sich, 
wenn man dort zu hören bekommt 
„Wir erfüllen die POG bereits. Es 
gibt mehr als genug zu tun für 

alle, die noch da sind“. Teilweise 
ist hier sogar schon von „Perso-
nalunterdeckung“ und daraus re-
sultierenden Kapazitätsproblemen 
die Rede. Mit anderen Worten: Wir 
können mit dem verringerten Per-
sonal unsere Aufgaben nicht mehr 
richtig wahrnehmen.
Erschwerend kommt hinzu, dass 
in diesem Umfeld der Wir-sind-
froh-über-jeden-der-geht-Kultur 
natürlich gerade diejenigen ge-
gangen sind, deren Spezialwissen 
auch woanders gefragt ist. Dieser 
Know-how-Abfluss trifft Abteilun-
gen mit einem hohen Spezialis-
tenanteil besonders hart und hat 
mittlerweile schon wieder zu der 
grotesken Situation geführt, dass 
offene Stellen bei DS entstanden 
sind, die auch noch extern ausge-
schrieben werden müssen, weil 
sie mit internen Versetzungen 
fachlich nicht mehr ausgefüllt wer-
den können.

Personalobergrenze bei DS

Wir begrüßen deshalb ausdrück-
lich die Initiativen von Vorgesetz-
ten, die solche Missstände z.B. in 
Form von Aufgabenstreichlisten 
bloßlegen und damit aufzeigen, 
dass die Erreichung und Unter-
schreitung der POG nicht ohne 
problematische Folgen für die Ab-
läufe bleibt, ja dass Projekte inzwi-
schen sogar teilweise abgelehnt 
werden müssen.
Unsere Wettbewerber werden es 
uns „danken“.

Zukunftssicherung sieht anders 
aus. Sie bedeutet zuallererst klu-
ge Investitionen, auch dann, wenn 
dafür mal vorübergehend Ertrags-
einbußen in Kauf genommen wer-
den müssen. Wer hingegen um 
kurzfristiger Einsparungen Willen 
Ausgaben kürzt, indem er an den 
Grundlagen für seine Ertrag - sei-
nen Mitarbeitern - spart, der lebt 
wirklich über seine Verhältnisse.

1.760 Bestellungen! 
Die VVS-Firmenticket-Aktion 
2007 endet mit 1760 neuen Be-
stellungen. 

Der Betriebsrat Feuerbach hat 
1760  Bosch-Mitarbeiterinnen 
und -Mitarbeitern den Erwerb 
eines günstigen VVS-Firmenti-
ckets ermöglicht. Ein Grund für 
den Erfolg: Mit der VVS-Jahres-
karte lassen sich jedes Jahr bis 
zu 1.500 € sparen. 

Mit den Jahreskarten trägt der 
Betriebsrat Feuerbach zur Ent-
lastung des Verkehrsaufkom-
mens und der Umwelt bei. Ne-
ben einer staufreien Fahrt zur 
Arbeit können Nutzer des Fir-
mentickets im Vergleich zur Au-
tonutzung bis zu 1.500 € jährlich 
sparen. Ab einer Entfernung von 
fünf Kilometern, das entspricht 
zwei Tarifzonen, können sie mit 
dem VVS-Firmenticket bereits 
über 230 € sparen. 

Auch dieses Jahr ist die VVS-
Aktion aufgrund des großen 
Interesses und der tatkräftigen 
Unterstützung aller beteiligten 
Bosch-Mitarbeiterinnen und 
–Mitarbeiter ohne Probleme ab-
gelaufen, somit ist die Zahl der 
Beschwerden, Probleme und 
Fehlbestellungen bezogen auf 
das Bestellvolumen sehr gering. 
Die Ausgabe der Wertmarken 

VVS-Firmenticket

Anonymität der Befragung muss 
weiterhin gelten und niemand darf 
dazu gedrängt werden, sich zu 
„seinem“ persönlichen Kommentar 
zu bekennen. 

Der Betriebsrat ist nicht glücklich 
damit, dass die persönlichen, frei 
formulierten Bemerkungen anders 

als 2005 nur im kleinsten Bereich 
bekanntgegeben werden sollen. 
Diese Bemerkungen lassen viel 
deutlicher als die summarischen 
Bewertungen erkennen, wo genau 
der Schuh drückt, deshalb sollten 
sie auch breit diskutiert werden. 

Die Unzufriedenheit der MA mit der 
Umsetzung der letzten Befragung 

war in allen Bereichen sehr deut-
lich, eine große Zahl MA hatte den 
Eindruck, dass die Befragung nur 
als Pflichtübung gemacht wurde. 
Dieser Eindruck sollte 2007 nicht 
wieder entstehen, die Ergebnisse 
müssen mit dem Willen zur Ver-
besserung diskutiert werden und 
nicht mit dem Ziel, Unzufriedene 
zu disziplinieren! 

Fortsetzung von Seite 8
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Fortsetzung von Seite 9

konnte dieses Jahr deutlich ent-
zerrt werden, da die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ihre Kar-
ten bereits ab Mitte September 
und ohne längere Wartezeiten 
abholen konnten.  
Um den Ablauf zu optimieren 
und die Quote von Fehlbestel-
lungen und falschen Verbund-
passnummern weiter zu sen-
ken, sind wir auf Ihre Unterstüt-
zung angewiesen. Bitte senden 
Sie Ihr Lob, Ihre Kritik und Ihre 
Verbesserungsvorschläge unter 
der E-Mail Adresse VVS-Jobti-
cket.Feuerbach@de.bosch.com 
an den Betriebsrat Feuerbach.  
Die bisherigen Vorschläge wer-
den zu folgenden Verbesserun-
gen für die Aktion 2008 führen: 
neue Bestell- und Bestätigungs-
formulare, weniger Hauspost 
bei verstärkter Konzentration 
auf E-Mail-Korrespondenz, eine 
verbesserte Intranetpräsenz, 
schnellere Arbeitsabläufe und 
eine optimierte Kartenausgabe.
Die nächste Bestellaktion für den 
Gültigkeitszeitraum 01. Oktober 
2008 bis 30. September 2009 
wird im Juni 2008 starten. Auf 
der Intranetseite des Betriebs-
rats Feuerbach www.intranet.
bosch.com/fe/ber können Sie 
sich über die nächste Bestellak-
tion informieren. Hier finden Sie 
auch den richtigen Ansprech-
partner, wenn Sie Fragen zu Ih-
rem aktuellen VVS-Firmenticket 
haben.
Der Betriebsrat Feuerbach 
möchte sich an dieser Stelle 
aufs herzlichste bei den Ver-
trauensleuten vor Ort, den Se-
kretärinnen der verschiedenen 
Abteilungen und allen anderen 
Helfern für ihren Beitrag zur ge-
lungenen VVS-Firmenticket Ak-
tion 2007 bedanken. Besonders 
herausheben möchten wir die 
professionelle Arbeit und das 
Engagement der Kollegin Dilek 
Avan.
Der Betriebsrat Feuerbach 
wünscht ihnen eine gute Fahrt 
mit der VVS.

Radwegenetz ausbauen!
Auf Einladung der SPD Stutt-
gart-Feuerbach fand in Feuer-
bach eine Fahrradumfahrt statt. 
Es traf sich eine große Runde 
Fahrradbegeisterter, die zusam-
men mit dem Fahrradbeauftrag-
ten der Stadt Stuttgart, Herrn 
Claus Köhnlein, dem Bezirksvor-
steher von Feuerbach Helmut 
Wiedemann und dem Stadtrat 
Robert Baumstark zu den neur-
algischen Punkten in Feuerbach 
fuhren. Von uns waren Roland 
Saur und Udo Lutz dabei. 

Für Kolleginnen und Kollegen, 
die mit dem Fahrrad nach Feu-
erbach fahren, ist es besonders 
wichtig, dass es richtig ausge-
baute Fahrradwege sind, die 
von ihrem Wohnort nach Feu-
erbach führen. Durch die Fahr-
radaktionen bei uns am Standort 
wurde schon einiges bewegt. Es 
ist jetzt bis auf Teile der Siegel-
bergstrasse möglich, auf einem 
Fahrradweg ums Werk zu fah-
ren. Dies ist deshalb notwendig 
um vom Fahrradabstellplatz zu 
den 4 Hauptradstrecken: Schlot-
wiese, Zuffenhausen, Pragsattel 
und Weilimdorf zu 
kommen. An vielen 
Stellen klemmt es 
im Wegenetz. Be-
sonders gefährlich 
ist es für Radfahrer 
von der Stuttgar-
ter Strasse über 
die Tunnelstrasse 
zum Pragsattel. 
Hier ist dringender 
Handlungsbedarf. 
Gerade auf dieser 
Achse fahren die 

Kolleginnen und Kollegen der in-
neren Stadtbezirke, solange die 
Heilbronner Strasse noch nicht 
ausgebaut ist. Diese gefährliche 
Strecke hält sicher den einen 
oder anderen davor ab, mit dem 
Fahrrad ins Geschäft zu fahren. 

Die Teilnehmer der Umfahrt stell-
ten am Ende fest, dass es end-
lich zu mutigen Entscheidungen 
zu Gunsten der Sicherheit für 
Radfahrer in Stuttgart kommen 
muss. Hierzu gehört auch eine 
deutliche Erhöhung des Budgets 
für Radwege im Doppelhaushalt 
2008/2009 der Stadt Stuttgart. 
Hierfür einzutreten versprachen 
Stadtrat Robert Baumstark und 
Udo Lutz, diesmal in seiner 
Funktion als Stuttgarter Stadt-
rat. Ferner ist eine Forderung 
von Udo Lutz, am Feuerbacher 
Bahnhof eine Fahrradwerkstatt 
und Abstellplatz wie in Vaihingen 
einzurichten und durch die Neue 
Arbeit betreiben zu lassen. 

Aber auch Bosch muss mehr 
für Radfahrer machen. Duschen 
bei allen Umkleideräumen und 
Umsetzung der alten Forderung 
des Betriebsrats, dass man mit 
dem Fahrrad ins Werksgelände 
bis zum Gebäude fahren kann, 
in dem man arbeitet, wären ein 
sehr guter ökologischer Beitrag 
zur Feinstaubdebatte, so unser 
stellvertretender Betriebsrats-
vorsitzender Roland Saur. 
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Gertrud Moll | Betriebsrätin

Die CI-Umorganisation befindet 
sich in der Umsetzung. Die Feu-
erbacher CI-Kollegen und –Kolle-
ginnen sollen nach den Informa-
tionen des BER nur in geringem 
Umfang davon persönlich betrof-
fen sein. Die Folgen sind jedoch 
auch hier zu spüren. 

Man hört von CI an verschiede-
nen, auch ausländischen, Stand-
orten, dass viele sich um Arbeits-
plätze in Fachabteilungen bemü-
hen. Schon einige erfahrene Kol-
legen aus dem FS-Bereich sind 
damit für die Arbeit bei CI verloren 
und müssen ersetzt werden.  Der 

Third Level Support stöhnt in ei-
nigen Bereichen unter der Flut 
von Tickets, die eigentlich zum 
Second Level Support gehören 
und früher von FS abgearbeitet 
wurden. Jetzt wird um so mehr 
dieser Arbeit an Fremdfirmen ver-
geben.  Nachdem es hieß, dass 
die Umorganisation Insourcing 
mit sich bringen soll, reiben wir 
uns die Augen: jetzt geht Arbeit 
und Know-how an Cellent, Com-
line u.a. – das war doch nicht so 
gedacht? 

In Frankfurt gibt’s allerdings kei-
ne Fachabteilungen am Stand-

CI – wie geht’s weiter? 

Udo Lutz | Betriebsrat 

Im August hat der Bundesfinanz-
hof geurteilt: Die Kürzung der 
Pendlerpauschale durch die Re-
gierung ist unrechtmäßig. Der 
DGB sieht sich durch das Urteil  in 
seiner Kritik an der Kürzung  be-
stätigt und fordert die Rücknahme 
dieser Regelung. 

DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki sagte in Berlin: „Die Ab-
erkennung der Fahrtkosten der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer als Werbungskosten ist 
verfassungswidrig und belastet 
die Beschäftigten unzulässig.“ 

Im kommenden Jahr wird das 
Bundesverfassungsgericht über 
die Rechtmäßigkeit der gestutz-
ten Pendlerpauschale befinden. 
„Wenn sich die große Koalition 
keine Schlappe einhandeln will, 
sollte sie jetzt schnell gegensteu-
ern“, so das DGB-Vorstandsmit-
glied. 

Das Urteil des BFH stützt auch das 

von der Hans-Böckler-Stiftung in 
Auftrag gegebene Gutachten des 
Steuerrechtlers Prof. Dr. Joachim 
Wieland. Er kam ebenfalls zu dem 
Ergebnis, dass es nicht verfas-
sungskonform sei, wenn Fahrten 
zur Arbeit bis 20 km nicht mehr 
steuerlich absetzbar sind. 

„Die Beschäftigten sollten mit Ein-
sprüchen bei ihrem Finanzamt den 
Druck auf die Politik weiter erhö-
hen“, rät Claus Matecki. Dazu hat 
der DGB Musterbriefe erarbeitet, 
mit denen zunächst ein Antrag auf 
Lohnsteuer-Ermäßigung gestellt, 
im zweiten Schritt aber auch ein 
Einspruch gegen die Ablehnung 
des Lohnsteuerermäßigungsan-
trages 2007 eingelegt werden 
kann. 

Die Steuerpolitik der Großen Koa-
lition bedürfe ohnehin dringender 
Korrekturen, so Claus Matecki: 
„Während sich Arbeitgeber ,dank‘ 
der Unternehmenssteuerreform 
auf milliardenschwere Entlastun-

Verfassungswidrige Pendlerpauschale sofort 
zurücknehmen! 

gen freuen können, werden den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern gleichzeitig ihre ohnehin 
geringen steuerlichen Absetzmög-
lichkeiten zusammengestrichen 
- ob es bei den Fahrten zur Arbeit 
ist, beim Arbeitszimmer, den Kin-
derfreibeträgen oder beim Sparer-
freibetrag.“ 

Im Sinne von mehr Verteilungs-
gerechtigkeit sei deshalb jetzt 
auch eine sozial gerechtere Erb-
schaftssteuerreform vonnöten: 
„Große Erbschaften sollten stär-
ker besteuert werden, das Steuer-
aufkommen muss deutlich erhöht 
werden“, fordert Claus Matecki, 
„die Privilegierten dieser Gesell-
schaft sollten endlich wieder ihren 
gerechten Anteil an der Finanzie-
rung des Staates leisten!“

Link zu den Mustereinsprüchen 
gegen den Steuerbescheid: www.
dgb.de/themen/themen_a_z/
abisz_doks/p/pendlerpauschale/
index_html

ort, hier gibt es keine Alternative 
zum Umzug. Sozialverträglich 
erscheint es aber nicht, wenn von 
einem Ehepaar zwingend einer 
seine Arbeit aufgeben muss oder 
man eine Wochenendbeziehung 
führen soll. 

Über die Umorganisation bei CI/
AF wurde BER korrekt informiert. 
Der AF-Bereich soll in die Burgen-
landstraße umziehen, so dass 
die Integration zwischen AF und 
OS gefördert wird, dies erscheint 
positiv und könnte auch für die 
OS-KollegInnen Verbesserungen 
bringen – darauf hoffen wir. 
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Themen der Betriebsversamm-
lungen sind: Allgemeiner Bericht 
zur wirtschaftlichen und sozialen 
Lage, Zukunftsprogramm FeP, 
Beschäftigung, Spezielle Themen 
aus dem Bereich, ERA, usw.

Nach dem Betriebsverfassungs-
gesetz hat jeder Arbeitnehmer 
ein Teilnahmerecht an der Be-
triebsversammlung. Bei den Be-
triebsversammlungen am Vor-
mittag und der Versammlung für 
die 2. Schicht am 27. November 
2007 werden die Pausen vor die 
Versammlung gelegt.

Mittwoch, 21. November 2007, 
9:00 Uhr, CI, C/HD, C/AOP-Fe
Fe 070/0 Auditorium

Dienstag, 27. November 2007, 
8:00 Uhr, FeP, FCM-Fe und Aus-
bildung, 
Fe 412/1 Speisesaal

Dienstag, 27. November 2007, 
17:30 Uhr, 22:00 Uhr alle Anwesen-
den der 2. bzw. 3. Schicht in Fe, 
Fe 412/1 Speisesaal

BER-Vorsitzender Hartwig Gei-
sel hat die stellvertretenden Be-
triebsräte Herbert Nowitzki und 
Michael Teuber ganz herzlich als 
ordentliche Betriebsratsmitglie-
der im Rahmen einer Betriebs-
ratssitzung begrüßt. Die Kolle-
gen rücken für Werner Neuffer, 
der in die Freistellungsphase 
der Altersteilzeit ging und Bea-
te Stahl, die aus persönlichen 
Gründen ihr Betriebsratsmandat 
niederlegte, nach.

Ganz herzlich bedankte sich 
Hartwig Geisel bei Beate Stahl 
für die jahrelange, sehr gute 
Arbeit als Interessenvertreterin 
und überreichte einen Blumen-
strauß als kleine Anerkennung 
der Arbeit. Alle Kolleginnen und 
Kollegen im Betriebsrat bedau-
ern den Entschluss von Beate 
Stahl und schlossen sich den 
besten Wünschen an.

Wo die neuen Betriebsräte ein-
gesetzt werden, wird in einem 
der nächsten Dialoge mitgeteilt.

Wechsel bei 
BER-Fe

Termine - Bitte vormerken!
Betriebsversammlung im November 2007

Mittwoch, 28. November 2007, 
14:00 Uhr, FeP-Ru, 
Speisesaal Rutesheim

Donnerstag, 29. November 2007, 
8:30 Uhr, DS, AE, DC, CP, C-Ab-
teilungen
Fe 412/1 Speisesaal 

Freitag, 30. November 2007, 
8:30 Uhr, PA-ATMO1, C/MGE, 
Fe 412/1 Speisesaal

Für den GS-Bereich in Feuerbach 
wird zur Zeit eine eigene Ver-
sammlung auf Anfang Dezember 
2007 geplant. Der GS-Bereich in 
Rutesheim ist  zur Rutesheimer 
Betriebsversammlung am 28. 
November eingeladen. Weitere 
Änderungen in Teilbereichen sind 
noch möglich, bitte die Aushänge 
beachten! 

Wir würden uns sehr freuen, wenn 
wir Sie bei einer der Versammlun-
gen begrüßen dürften.
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